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Voranmeldung einer Eheschließung bzw. Begründung einer Lebenspartnerschaft
[bookmark: AMLoesungEnde]Problem
Der Änderungsbeirat hat im Januar 2016 das EG gebeten, zu untersuchen, wie unter Nutzung von XPersonenstand die Kommunikation mit dem Bürger intensiviert werden kann und die Anforderungen zu benennen, die an ein solches Verfahren zu stellen sind. Dabei sollten die aktuellen Rahmenbedingungen, insb. die Nutzung von Portalen, berücksichtigt werden. 
Lösung
In Kapitel 12 werden nun der Prozess (Kapitel 12.2.2) und die Nachricht (Kapitel 12.6.1) definiert, mit der eine elektronische Voranmeldung einer Eheschließung ermöglicht wird. Mit der elektronischen Voranmeldung der Eheschließung übermitteln die Eheschließenden dem für die Anmeldung zuständigen Standesamt die für die Prüfung der Ehevoraussetzungen und die spätere Beurkundung erforderlichen Daten. 
Die elektronische Voranmeldung einer Eheschließung erfolgt in den folgenden Schritten: 
1. Die für die Voranmeldung erforderlichen Angaben werden in  einem „Eingabeverfahren“ von den Eheschließenden eingegeben. Ein Eingabeverfahren muss von einer öffentlichen Stelle betrieben werden. Ein Eingabeverfahren kann in einem Portal im Sinne des Portalverbundes angeboten werden. 
2. Das Eingabeverfahren bereitet die Angaben zur Voranzeige auf, erstellt eine XPersonenstandsnachricht (082020) und verschickt diese über die im Personenstandswesen übliche Transportinfrastruktur (d. h. über OSCI-Transport, innerhalb von Rechenzentren oder in besonders gesicherten, verwaltungseigenen Netzen) an das für die Eheschließung zuständige Standesamt. 
3. Im Standesamt wird unter Verwendung des Fachverfahrens mittels der übermittelten Angaben die Anmeldung vorbereitet. Die weitere Kommunikation zwischen dem Standesamt und den Anmeldenden erfolgt über konventionelle Wege (EMail und Telefon). Insbesondere ist keine Rückmeldung des Standesamts an die Anmeldenden über das Eingabeverfahren vorgesehen. 
Zur Anmeldung müssen die Anmeldenden weiterhin persönlich vorsprechen und die erforderlichen Unterlagen beibringen. 

Um die Hürden für die Realisierung eines „Eingabeverfahrens“ möglichst gering zu halten, wurde festgelegt, dass ein Standesamt keine Rückweisungsnachrichten an ein Eingabeverfahren schicken darf. Der VfSt hat stattdessen in Aussicht gestellt, die von den Eingabeverfahren erzeugten Nachrichten dem Standesamt in geeigneter Form darzustellen, falls aufgrund fehlerhafter Nachrichten eine automatisierte Verarbeitung nicht möglich war.
Für die Voranzeige von Geburten und Sterbefällen existieren seitens der Standesämter keine besonderen Anforderungen an die Authentisierung des Anmeldenden. 
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Problembeschreibung bei Erfassung
Der Änderungsbeirat hat im Januar 2016 das EG gebeten, zu untersuchen, wie mit anderen Methoden unter Nutzung von XPersonenstand die Kommunikation mit dem Bürger intensiviert werden kann und die Anforderungen zu benennen, die an ein solches Verfahren zu stellen sind. Dabei sind die aktuellen Rahmenbedingungen, insb. die Nutzung von Portalen, in Betracht zu ziehen.
Lösungsvorschlag bei Erfassung
Aus Sicht des EG ist der Geschäftsvorfall „Anmeldung der Eheschließung bzw. Begründung einer Lebenspartnerschaft“ geeignet, um die elektronische Kommunikation mit dem Bürger auszubauen. Dazu sollte zunächst die Prozessstruktur und Mitteilungen für sogenannte Voranmeldungen in XPersonenstand spezifiziert werden. Im Rahmen dieser Voranmeldungen sollen strukturierte Daten über die Ehe bzw. Lebenspartnerschaft an das Standesamt übermittelt werden. Für die eigentliche Anmeldung gemäß § 12 PStG müssen vom Bürger dann noch außerhalb von XPersonenstand weitere Papierunterlagen (Urkunden u. Ä.) und die erforderliche Unterschrift beigebracht werden. 
Einigkeit besteht im EG dahingehend, dass in XPersonenstand das Datenformat erarbeitet werden sollte, mit dem ein Portal die Angaben des Bürgers zur Eheschließung bzw. Begründung der Lebenspartnerschaft an das Standesamt übermittelt. Nicht abschließend beantwortet werden konnte die Frage, ob nicht darüber hinaus in XPersonenstand auch Vorgaben zum Übermittlungsweg gemacht werden sollten (bspw. Verwendung von XTA). 
Bearbeitungsschritte
Bearbeitet durch: Expertengremium	2016-02-18
Die Voranmeldung einer Eheschließung bzw. Lebenspartnerschaft sollte folgende Daten enthalten: 
· Für jeden Ehegatte/Lebenspartner: 
· Daten zum Personenstand
· Name
· Vorname
· Geburtsname
· Geburtsdatum
· Geburtsort 
· Geburtsstaat
· Geschlecht
· Angabe, ob die Person verheiratet war bzw. in einer eingetragenen Lebenspartnerschaft war
· Staatsangehörigkeit(en)
· Anschrift der aktuellen Hauptwohnung
· Kontaktdaten
· Email
· Telefonnummer
· Anzahl der gemeinsamen Kinder
· Unverbindlicher Wunschtermin und –ort für die Eheschließung bzw. Begründung der Lebenspartnerschaft (wird nicht ins Verfahren übernommen)
Anhand der Daten werden im Standesamt die folgenden Fragen beantwortet: 
· Geburtsort: Liegen die Urkunden im Standesamt vor oder müssen diese vom Bürger beschafft werden?
· Geburtsstaat / Staatsangehörigkeit: Welche Art von Urkunde / Registerauszug wird benötigt?
· Anzahl der gemeinsamen Kinder: Müssen Urkunden für gemeinsame Kinder beigebracht werden?
· Anschrift der Hauptwohnung: Ist das Standesamt für die Anmeldung zuständig und müssen ggf. Meldebescheinigungen vorgelegt werden? 
· Angabe zu Vorgehen/-Lebenspartnerschaften / Staatsangehörigkeit(en): Wie zeitaufwändig ist die Anmeldung einer Eheschließung? 
Das Portal unterstützt den Bürger bei der Bestimmung des Standesamts, an welches die Voranmeldung zu senden ist. Die Details der Adressierung und Parametrisierung sind noch zu diskutieren.
Über den Prozess werden die folgenden Aspekte festgehalten: 
Die Weiterleitung einer Voranmeldung (für den Fall, dass das Standesamt für die Anmeldung der Ehe/LP nicht zuständig ist) ist momentan nicht erforderlich. Sollte sich in der Praxis zeigen, dass es hierfür einen Bedarf gibt, soll nachgesteuert werden.
Vorläufiges Zwischenergebnis zu den Anforderungen an Portale
Die folgenden Anforderungen an ein Portal stellen nur ein vorläufiges Zwischenergebnis dar.
· Das Portal ermittelt anhand der Angaben des Bürgers, an welches (Wohnsitz-) Standesamt die Voranmeldung zugestellt werden muss. 
· Das Portal ermittelt aus den Angaben des Bürgers, ob es sich um die Anmeldung einer Ehe oder einer Lebenspartnerschaft handelt und generiert die entsprechende XPersonenstand-Nachricht.
· Eine Identitätsfeststellung der beteiligten Bürger durch das Portal ist nicht erforderlich, da die Bürger für die eigentliche Anmeldung der Ehe/LP im Standesamt vorstellig werden müssen. 
· Das Portal adressiert das zuständige Standesamt und stellt die XPersonenstand-Nachricht zu.
Bearbeitet durch: Herr Kollmannsberger (BY)	2016-03-01
Es sollte nochmal genauer diskutiert werden, ob auf eine Identitätsfeststellung durch das Portal verzichtet werden kann. Problematisch könnten nicht ernsthaft gemeinte Voranmeldungen sein. Wenn keine Identitätsprüfung stattfindet ist auch das Risiko hoch, dass dies z. B. Reichsbürger benutzen könnten, um Behörden „lahm“ zu legen.
Ferner wird in Bayern für die schriftliche Auskunft über die vorzulegenden Dokumente eine Gebühr in Höhe von 10 € erhoben. Dies müsste dann auch auf dem elektronischen Wege gewährleistet werden, eine Identifikation des Betroffenen ist dann unumgänglich.
Bearbeitet durch: KoSIT/ FB/OV	2016-03-10
Für die elektronische Voranmeldung einer Eheschließung wurde in der Spezifikation ein neues Kapitel erstellt: 15 Datenübermittlung im Zusammenhang mit Voranmeldungen zur Eheschließung. 
Es wurde ein Entwurf eines Prozessmodells erstellt und in die Spezifikation eingebunden.
Weiterhin wurde die Nachricht 082010 „Voranmeldung zur Eheschließung“  erstellt und in die Spezifikation eingebunden.
Bei der Bearbeitung sind folgende Fragen aufgetreten/offen geblieben:
· Welchen Bereich soll die Prozessmodellierung in XPersonenstand betrachten?
· These: Der Prozess beschreibt lediglich das Versenden der Nachricht vom Portal an das zuständige Standesamt. Einzige Vorbedingung für die Nachricht ist, dass das adressierte Standesamt für einen der Ehegatten zuständig sein muss. Einziger in XPS beschriebener Effekt ist, dass das StA die Voranmeldung prüft und auf nicht spezifiziertem Wege mit dem Bürger Kontakt mit dem Bürger aufnimmt, um die eigentliche Anmeldung in die Wege zu leiten. 
· Zeitnahe (XPersonenstand-) Antwort von Autista an das anfragende Portal (automatisierte Überprüfung der eingegangenen Nachricht auf Bearbeitbarkeit im Fachverfahren)?
· Gibt es eine Gesetzesgrundlage für die Voranmeldung (§ 12 PStG), bedarf es ggf. einer?
· Vor dem Hintergrund der Rückmeldung aus BY:
· Ergänzen der Nachricht um einen Merker „ID geprüft“?
· Ergänzen der Nachricht um einen Merker „schriftliche Auskunft über die vorzulegenden Dokumente“ erwünscht?
· Ist eine Ergänzung um eine Rechnungsanschrift erforderlich?
· Klärung der Details der Adressierung und Parametrisierung
· Ist die Voranmeldung über ein Portal ein verbindlich anzubietender Service für Standesämter?
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand	2016-11-16
Die kleine Lösung ist für diese Mitteilung grundsätzlich ausreichend, allerdings sind weiterhin Fragen zu dem Niveau einer eventuellen Identitätsprüfung des Bürgers durch das Portal sowie zur Übermittlung weiterer Daten z. B. zur Zahlungsabwicklung zu klären. 
Bearbeitet durch: BMI (Bockstette)	2016-12-01
Zu der Frage, wie der Bund aktuell zum Thema „Portale“ steht, übersende ich Auszüge aus den Referentenentwürfen 
1. eines Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes (hier Artikel 1 des Entwurfs) und 
1. eines Begleitgesetzes zur Neuregelung des bundeseinheitlichen Finanzausgleichssystems ab dem Jahr 2020 und zur Änderung haushaltsrechtlicher Vorschriften (hier Artikel 9 des Entwurfs) 
mit der Bitte um Kenntnisnahme.
Siehe Anlage 1 zum CR 2016/123 (Voranzeigen).
Bearbeitet durch: KDRS (Gall)	2016-12-07
Zu der Abfrage des Funktionsumfanges in den Rechenzentren wurde folgendes von Herrn Gall mitgeteilt: 
[…]das Portal service-bw wird künftig in Baden-Württemberg die Funktionen einer gemeinsamen zentralen Portallösung der Rechenzentren sowie des Landes Baden-Württemberg übernehmen.
Siehe Anlage 2 zum CR.
Bearbeitet durch: KoSIT (HW)	2017-01-05
Für die Projektgruppe eID-Strategie wird der Bund (Hr. Srocke) dem IT-Planungsrat zur März-Sitzung einen Sachstandsbericht vorlegen. Es ist zu erwarten, dass der Bericht ab Anfang Februar zwischen den Ländern abgestimmt wird. 
Es besteht die Hoffnung, dass über diesen Bericht belastbare Aussagen zum IST-Stand und den Planungen zu den Themen „Servicekonten“ und „Portalverbund“ getroffen werden. 
Bearbeitet durch: ekom21 (Barghi)	2017-01-09
Zu der Abfrage des Funktionsumfanges in den Rechenzentren wurde folgendes von Frau Barghi mitgeteilt: 
Siehe Anlage 3 zum CR 
Bearbeitet durch: Mecklenburg-Vorpommern (Zimmermann)	2017-01-10
Zur Länderabfrage von Herrn Zimmermann wurde folgendes mitgeteilt:
Siehe Anlage 4 zum CR.
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand 	2017-01-11
Herr Bockstette fasst kurz den Gesetzesentwurf zusammen, mit dem der Bund den Aufbau eines Portalverbundes für Verwaltungsdienstleistungen regeln wird. Er erläutert, dass das Gesetz soll noch in dieser Legislaturperiode verabschiedet werden soll.
Auf Vorschlag von Herrn Horn beschließt das EG, dass neben der Voranmeldung der Eheschließung/LP-Begründung und der Voranzeige von Geburts- und Sterbefällen auch die Urkundenanforderung behandelt werden soll, da es von Vorteil ist, wenn die Lösungen für alle drei Vorgänge mit einer „einheitlichen Technik“ umgesetzt werden.
Herr Horn erstellt einen CR für die Urkundenanforderung. Die KoSIT wird diesen dem CAB im Zuge der Arbeitsplanung für 2017 vorlegen. 
In der Diskussion im EG hat sich erneut gezeigt, dass im Bereich des Protalverbundes / Servicekonten viele Unklarheiten bestehen. Unter anderem konnte in der Diskussion nicht geklärt werden: 
· Wird es eine Festlegung auf die zwischen Portal und Fachverfahren zu nutzende Datenübermittlungsstandards geben?
· Kommuniziert das Portal, an dem sich der Bürger anmeldet direkt mit dem Fachverfahren der zuständigen Behörde? Oder  wird die Anfrage des Bürgers vom Portal an das Landesportal weitergeleitet, in dem sich die zuständige Behörde befindet? 

Das EG beschließt zunächst wie folgt vorzugehen: 
· Solange für den Portalverbund kein einheitlicher Kommunikationsstandard festgelegt ist, sollen die Portale die Nachrichten über OSCI-Transport an die Standesämter übermitteln. Dieses Vorgehen ist bewährt, die OSCI-Postfachfunktion in die internen Prozesse der Standesämter eingebunden und rechtlich abgesichert.
· Für die weitere Betrachtung der Prozesse und Nachrichten in XPersonenstand kann von der Komplexität des Portalverbundes abstrahiert werden. Ob eine Voranmeldung aus dem Landesportal des zuständigen Standesamtes eingeht oder aus einem anderen Landesportal ist nicht von Belang. 
Folgende Sicht auf den Prozess wurde entwickelt: 
1. Der Anmeldende trägt die Angaben zur Voranmeldung einer Ehe / LP in einer „Dateneingabe“-Fachanwendung eines Portals ein. 
2. Das Portal übermittelt die Angaben mittels einer XPersonenstand-Nachricht an das zuständige Standesamt.
3. Die weitere Kommunikation des Standesamts mit dem Anmeldenden erfolgt über konventionelle Wege (EMail, Telefon, etc.). Eine Rückmeldung des Standesamts an den Anmeldenden ist nicht vorgesehen. 
Zu den offenen Fragen aus der Bearbeitung vom 2016-03-10: 
· Da es sich um eine freiwillige Nutzung durch den Bürger handelt, bedarf es keiner Rechtsgrundlage.
· Es besteht kein Bedarf die Merker „Identität geprüft“ oder „schriftliche Auskunft über die vorzulegenden Dokumente“ aufzunehmen. 
· Sollten in Bayern Angaben zur Rechnungsanschrift erforderlich sein, dann muss dies außerhalb von XPersonenstand an das Standesamt übermittelt werden. 
· Die Klärung der Details der Adressierung und Parametrisierung wird zurückgestellt, bis sich Details zum technischen Kommunikationskanal im Portalverbund geklärt haben. 
· Es besteht derzeit keine Verpflichtung für Standesämter den Service „elektronische Voranmeldung“ anzubieten. Eine solche Verpflichtung ist auch nicht geplant. 
Für die Voranmeldung existieren seitens der Standesämter keine besonderen Anforderungen an die Authentisierung des Anmeldenden. Die Angabe der Kontaktdaten reicht aus. Sofern der Portalverbund eine erweiterte Authentisierung vorsieht, ist eine Übermittlung an das Standesamt nicht notwendig.
Die KoSIT erstellt anhand des im letzten Jahr entwickelten Datenkranzes und den nun getroffenen Festlegungen einen Kapitelvorschlag zur weiteren Befassung im EG. 
Bearbeitet durch: Änderungsbeirat	2017-01-16
Die Modellierung der Voranzeigen, der Voranmeldung und der Urkundenanforderung wird vom Änderungsbeirat begrüßt. 
Bearbeitet durch: VfSt (Hr. Horn)	2017-01-25
Anmerkungen zur Bearbeitung vom 11.01.2017:
· Der Transport vom Portal in das Fachverfahren soll über OSCI oder einem äquivalenten Transport möglich sein. Dies entspricht auch der Vorgabe für die bisher umgesetzten XPS-Nachrichten.
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand 	2017-03-08
Das EG überarbeitet gemeinsam die Texte des Kapitelentwurfs und das Prozessmodell (siehe Anlage 5 und 6).
Das EG beschließt, dass für die Voranmeldung der Eheschließung und der Begründung einer Lebenspartnerschaft als getrennte Nachrichten (082010 und 083010) modelliert werden sollen. Die Nachricht zur Voranmeldung der Begründung einer Lebenspartnerschaft wird analog zur 082010 modelliert.
Das EG beschließt folgende Änderungen an der vorgeschlagenen Modellierung der Nachrichten. Generell soll die Modellierung für die Anmeldenden so einfach wie möglich gehalten werden.
1. Das Element angabenEheschliessende/namen soll als 3 Freitextfelder analog zu den Namen in den Voranzeigen modelliert werden (familienname Pflicht, vornamen und geburtsname optional).
2. Das Element geburtsdatum soll als optionales Tagesdatum modelliert werden.
3. Das Element geburtsstaat soll als String.Latin modelliert werden. 
4. Das Element geschlecht soll so eingeschränkt werden, dass nur die Angaben „m“ und „w“ möglich sind. „x“ soll nicht übermittelt werden können, da eine Person mit einem unbestimmten Geschlecht keine Ehe oder LP eingehen kann.
5. Das Element vorherigeEheOderLP soll in die zwei Elemente anzahlVorehen und anzahlVorherigeLP aufgeteilt werden.
6. Das Element staatsangehoerigkeit soll als String.Latin modelliert werden.
7. Das Element anschrift soll analog zur Voranzeige als neuer Datentyp mit folgenden optionalen Elementen modelliert werden: strasse (inkl. Hausnummer), plz, ort, ortsteil, staat.
In diesem Zusammenhang wurde diskutiert, ob das Eingabeverfahren RtS-Nachrichten entgegennehmen können muss. Dies stellt eine Einstiegshürde für die Portale dar. 
Das EG beschließt, dass in der Datenübermittlung zwischen Eingabeverfahren und Standesamt keine RtS-Nachrichten zulässig sind. 
Der Verlag stellt in Aussicht, die von den Eingabeverfahren erzeugten Nachrichten dem Standesamt in geeigneter Form darzustellen, falls aufgrund fehlerhafter Nachrichten eine automatisierte Verarbeitung nicht möglich war.
Zunächst wird nicht davon ausgegangen, dass RtS-Nachrichten verarbeitet werden und die Kommunikation mit dem Kunden entsprechend durch die Portale organisiert wird.
Bearbeitet durch: KoSIT (Conrad)	2017-04-26
Die Texte und die Prozessgrafik wurden wie im EG17-03 (s. 2017-03-08) besprochen überarbeitet und mit den Texten zu Voranzeigen zum neuen Kapitel 12 „Datenübermittlung an Standesämter von außerhalb der Verwaltung“ zusammengeführt.
Die Änderungen an der Modellierung wurden wie im EG17-03 besprochen umgesetzt.
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand 	2017-05-10
Die einleitenden Texte des Kapitels 12, Abschnitte 12.1 und 12.2, sollen im Umlaufverfahren überarbeitet werden. Insbesondere soll auch im Abschnitt 12.1 die Dreiteilung in Voranzeige, Voranmeldung und Urkundenanforderung aufgegriffen werden.
Zuarbeiten sollen bis zum 16.5.2017 an die KoSIT gesandt werden. Die überarbeiteten Texte werden dann von der KoSIT bereitgestellt. 
Das EG bestätigt die durch die KoSIT vorgeschlagene neue Nummerierung der Nachrichten in Kapitel 12. Mit xxx010 werden die Voranzeigen, mit xxx020 die Voranmeldungen und mit xxx030 die Urkundenanforderungen bezeichnet.
Das EG beschließt folgende Änderungen am Prozessmodell:
1. Das Element „Antwort an Kunde“ wird um „(konventionell)“ ergänzt.
2. Die Aktivität „ermittelt das zuständige StA“ wird durch „Aufbereitung der Daten“ analog zu den anderen Prozessmodellen ersetzt.
3. Das Element „Unterlagen und persönliches Vorsprechen“ wird durch „Unterlagen und persönliche Vorsprache“ ersetzt.
In der Modellierung der Nachrichten 082020 und 083020 soll in der Dokumentation des Geschlechts „x - unbekannt“ durch den korrekten Wert aus der Codeliste („x – keine Angabe“) ersetzt werden. Die Modellierung des Geschlechts als „xsd:restriction“ wird durch das EG bestätigt.
Bearbeitet durch: KoSIT (Weber)	2017-05-30
Die Überarbeitung der einleitenden Texte zu Kapitel 12 sowie die Überarbeitung der Prozessbeschreibung zur Voranmeldung einer Ehe/LP (Kapitel 12.2.2) wurden in die Spezifikation übernommen. 
Die von der AG Modellierung am 10.5.2017 beschlossene Anpassung des Prozessmodells wurde übernommen. 
Bearbeitet durch: KoSIT (Weber)	2017-06-20
Die Ergebnisse und Planungen von XPersonenstand wurden auf der AG CSB vorgestellt. 
Es wurden folgende Rückmeldungen geäußert: 
· Es muss klarer herausgearbeitet werden, was ein Portal aus Sicht von XPersonenstand ist. Insbesondere kam die Frage auf, ob auch eine Stadt ein Portal implementieren und die entsprechenden Mitteilungen verschicken kann, oder ob Portale immer mindestens auf Länderebene gesehen werden. 
· Es muss geklärt werden, welche Anforderungen bestehen, damit ein DVDV-Eintrag als „Portal i. S. XPS“ gekennzeichnet wird. 
· Für die Verzeichnung von Portalen sollte eine Systematik mit Regionalbezug verwendet werden. 
Bearbeitet durch: KoSIT (Vahjen, Conrad, Weber)	2017-10-10
Zu den Fragen hinsichtlich der Anbindung an den Portalverbund bzw. zur Verzeichnung im DVDV: 
1) Definition eines Portals (ausschließlich im Kontext vom XPersonenstand) erforderlich (vgl. AG CSB vom 2017-08-29)) (Liste wird bis zur Sitzung vervollständigt, dient so nur zur Vorbereitung):
a. Was ist ein Portal?
b. Welche Anforderungen muss ein Portal erfüllen, damit es im DVDV verzeichnet werden kann?
c. …
2) Planung der Erstellung eines Konzepts für die Verzeichnung von DVDV-Diensten:
a. Regionalbezug der Nummernsystematik (vgl. AG CSB vom 2017-08-29))
b. Dienstezuschnitt (1 Dienst für alles oder unterschiedliche Dienste)
c. Zeitplanung für die Erstellung
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand 	2017-10-18
Zu den Fragen hinsichtlich der Anbindung an den Portalverbund bzw. zur Verzeichnung im DVDV (betrifft auch CR 17/2017 und 124/2016)
Es ist noch immer unklar, wie und wann der Portalverbund zur Verfügung steht. Derzeit läuft der Beta-Test des Bundesportals. Mitte 2018 soll ein erster Prototyp die Einbindung eines Landesportals in das Bundesportal demonstrieren. Die Länderportale wiederum bündeln die Dienste der kommunalen Portale. Dienste werden verbundweit gesucht und anhand von Leika-ID und AGS identifiziert werden.
Vor dem Hintergrund der weiterhin bestehenden Unklarheiten bezüglich des Portalverbunds spricht sich das EG dafür aus, die Nachrichten zunächst so zu entwerfen, dass möglichst viele Einsatzszenarien abgedeckt werden können. Dabei geht das EG allerdings davon aus, dass ausschließlich Portale aus öffentlicher Hand XPersonenstand-Nachrichten an die Standesämter senden. Entsprechend soll der in XPersonenstand vorgesehene sichere Transportweg (gesicherte Netze oder OSCI und DVDV) zum Einsatz kommen.
Die KoSIT wird die entsprechenden Anforderungen (DVDV-Eintragskonzept für Portale, Bereitstellung WSDL-Dateien) umsetzen.
In den Texten zum Portalverbund soll die Abgrenzung zwischen Portal und Eingabeverfahren geschärft werden.
Der VfSt plädiert dafür, alle Mitteilungen zwischen Portal und Standesamt in einem Dienst zu bündeln (vgl. Ziffer 2 der Bearbeitung vom [2017-10-10]).
Bearbeitet durch: KoSIT (Conrad) 	2017-11-06
In den Texten des Kapitels 12 wurde die Abgrenzung zwischen Eingabeverfahren und Portalen geschärft. Es wird nun generell von Eingabeverfahren geredet und nur im Abschnitt, der dem Portalverbund gewidmet ist, wird auf die Integration von Eingabeverfahren in die Portale eingegangen.
Ein Eintrag für die Versionshistorie wurde erstellt.
Bearbeitet durch: AG Test / Koch	2017-11-15
Abschnitt 12.2.2, erster Absatz, Korrektur: „Der Prozess der Voranmeldung einer Eheschließung beginnt mit der Aufnahme der erforderlichen Daten der Anmeldenden in einem Eingabeverfahren durch die Anmeldenden.“
Abschnitt 12.2.2, letzter Absatz, Korrektur: „Zur Anmeldung müssen die Anmeldenden weiterhin grundsätzlich persönlich vorsprechen und die erforderlichen Unterlagen beibringen.“. Begründung: §28 PStV
Nachricht 082020:
· anschrift : Portal2StA.Anschrift hat die Kardinalität [1], aber seine Kindelemente allesamt [0..1]; es ist zu prüfen, ob entweder „anschrift“ optional sein oder ob mindestens eines der Kindelemente mandatorisch sein soll. Hierzu Diskussion der Experten: Einzelfälle von dem Personenkreis wohnungsloser Menschen zugehöriger Personen könnten hier dann keine Angaben machen, wenn Pflichtfeld; da der Ort jedoch als Freitext modelliert ist, wäre hier auch „ohne festen Wohnsitz“ o.ä. als Angabe denkbar.
· kontaktdaten : Kommunikation [1..n], aber in der Erläuterung wird gefordert: „mindestens eine EMail-Adresse und eine Telefonnummer“ – entweder müsste die Kardinalität also [2..n] betragen, oder es müsste „mindestens eine EMail-Adresse oder eine Telefonnummer“ heißen.
Testfall 02.001 wurde um die Voranmeldung einer Eheschließung erweitert. Die Korrektheit der Referenznachricht ist im Nachgang zu prüfen.
Bearbeitet durch: KoSIT (Conrad) 	2017-11-22
Die Ergänzung „…durch die Anmeldenden.“ in Abschnitt 12.2.2 wurde nicht übernommen. Auch wenn Portallösungen der Hauptanwendungsfall sein werden, sind auch Szenarien denkbar, in denen die Bedienung des Eingabeverfahrens nicht durch die Anmeldenden direkt erfolgt, z. B. bei Nutzung telefonischer Dienste.
Die Ergänzung von „… grundsätzlich…“ in Abschnitt 12.2.2, letzter Absatz wurde vorgenommen.
Für die Nachricht 082020 wurde folgender Umsetzungsvorschlag an das EG XPersonenstand kommuniziert:
· Das Element ort wird in der Anschrift obligatorisch. Sonst wären alle Elemente im Pflichtfeld Anschrift optional und zur Identifikation des zuständigen StA ist der Ort ohnehin notwendig. Die Modellierung entspricht dann auch der des Geburtsorts in der Nachricht 081010.
· Kontaktdaten: In der Dokumentation wird nun von „Email-Adresse oder Telefonnummer“ gesprochen, statt „Email-Adresse und Telefonnummer“. Dem Anmeldenden wird so die Wahl des Kommunikationswegs überlassen. Die Dokumentation passt dann auch zur gewählten Multiplizität 1..n.
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand  	2017-12-01
Den Änderungen wurde im Umlaufverfahren nicht widersprochen.
Bearbeitet durch: QS-Instanz	2017-12-11
Die QS-Instanz stellt zu diesem CR fest:
[bookmark: _GoBack]Die in XPersonenstand geschaffene Lösung für Voranzeigen, Voranmeldungen und Urkundenanforderungen ist geeignet, die Kommunikation von außerhalb der Verwaltung mit den Standesämtern zu intensivieren, denn sie kann in Eingabeverfahren einfach eingesetzt werden und enthält in den meisten Fällen alle Angaben zur weiteren Bearbeitung in den Standesämtern. Auch der Einsatz im Rahmen des Portalverbundes ist möglich.

Geplante weitere Bearbeitung
1. Konzept für DVDV-Dienst erstellen
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